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I

(2) Die Tilgung des Kredites erfolgt

a) in Höhe der planmäßigen Einzahlung für Ge
nossenschaftsanteile gemäß Abschnitt IV Teil A 
Ziffern 7 und 8 des Musterstatuts und

b) entsprechend dem von der Mitgliederversamm
lung beschlossenen Tilgungsplan zur Erfüllung 
der sonstigen Eigenleistungen in der Regel inner
halb von 3 Jahren.

(3) Wird der Kredit nicht fristgemäß zurückgezahlt, 
werden Zinsen in Höhe von 4 % jährlich auf den über
fälligen Betrag für die Dauer des Verzuges berechnet.

§ 16

(1) Die AWG können zur Finanzierung des Baues 
von Garagen Kredite bis zu 50 % der Baukosten er
halten.

(2) Die Kredite sind mit 41/2 % jährlich zu verzinsen 
und mit 5'/2 % jährlich zuzüglich ersparter Zinsen zu 
tilgen.

(3) Die Zins- und Tilgungsbeträge sind in viertel
jährlichen Raten jeweils bis zum 15. des letzten Quar
talsmonats an die Sparkasse zu zahlen.

Zu § 15 der Verordnung:

§ 17

(1) Die gemäß § 15 der Verordnung auf der Grund
lage der verbindlichen Richtlinien des Prüfungsver
bandes der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften er
mittelten Nutzungsgebühren sind durch die örtlich 
zuständigen Preisstellen zu bestätigen.

(2) Die vereinnahmten Nutzungsgebühren sind in 
folgender Reihenfolge zu verwenden:

a) Deckung der Bewirtschaftungskosten,

b) Tilgung des zweiten Darlehens,

c) Zuführung zum Fonds für laufende Reparaturen 
in Höhe von 1,— DM je m2 Wohnfläche jährlich,

d) Zuführungen zum Amortisationsfonds für Gene
ralreparaturen in Höhe von V2 % der Baukosten,

e) Deckung der Verwaltungskosten im Höchstbetrag 
von 25,— DM bei Erhebung der Kostenmiete bzw. 
15,— DM bei Erhebung der Maximalmiete jähr
lich je Wohnung. 3

(3) Sonstige Einnahmen der AWG (z. B. Eintritts
gelder und Zinseinnahmen) dürfen zur Deckung der 
Verwaltungskosten in Höhe des Differenzbetrages 
zwischen 30,— DM je Wohnung und den aus der 
Nutzungsgebühr vereinnahmten Beträgen (25,— DM 
bzw. 15,— DM je Wohnung) in Anspruch genommen

werden. Alle darüber hinausgehenden Einnahmen 
sind dem Amortisationsfonds für Generalreparaturen 
bis zur Höhe von y2 % der Baukosten zuzuführen.

§ 18 

Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer 
Verkündung in Kraft.

Berlin, den 3. Januar 1964

Der Vorsitzende 
der Staatlichen Plankommission

Dr. А p e 1

Anlage

zu vorstehender Erster Durchführungsbestimmung

Registerblatt der AWG

1. Name und Sitz der AWG ................................................................

2. Tag der Gründung der AWG ..........................................................

3. Vorstand der AWG

Name Funktion eigenhändige Unterschrift

4. Namen der Trägerbetriebe gemäß § 2 der Ver
ordnung vom 21. November 1963 über die Arbeiter
wohnungsbaugenossenschaften (GBl. II 1964 S. 17):

5. Tag der Registrierung und Zulassung

6. Bemerkungen: ......................................................

Unterschrift 
des Registerführers

Herausgeber: Büro des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin C 2, Klosterstraße 47 — Redaktion: Berlin 
C 2, Klosterstraße 47, Telefon: 209 36 22 — Für den Inhalt und die Form der Veröffentlichungen tragen die Leiter der staatlichen 
Organe die Verantwortung, die die Unterzeichnung vornehmen — Ag 134/64/DDR — Verlag: (610/62) Staatsverlag der Deutschen 
Demokratischen Republik, Berlin C 2, Telefon 51 05 21 — Erscheint nach Bedarf — Fortlaufender Bezug nur durch die Post - 
Bezugspreis: Vierteljährlich Teil I 1,20 DM, Teil II 1,80 DM und Teil III 1,80 DM — Einzelabgabe bis zum Umfang von 8 Seiten 
0,15 DM, bis zum Umfang von 16 Seiten 0,25 DM, bis zum Umfang von 32 Seiten 0,40 DM, bis zum Umfang von 48 Seiten 0,55 DM 
je Exemplar, je weitere 16 Seiten 0,15 DM mehr — Bestellungen beim Zentral-Versand Erfurt, Erfurt, Postschließfach 696, sowie 
Bezug gegen Barzahlung in der Verkaufsstelle des Verlages, Berlin C 2, Roßstraße 6 - Druck: (688) Index 31817

\


